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Bürgermeister Reinthaler eröffnet die  2. Sitzung des Gemeinderates 2015 und stellt fest, dass 

die Verständigung fristgerecht erfolgte und dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

 

Bürgermeister Reinthaler bringt sodann einen Dringlichkeitsantrag auf Einleitung FLÄCHEN-

WIDMUNGSPLANÄNDERUNG  - Teilfläche Parz. 1242/2 KG Ort von Grünland in Wohnge-

biet - Antragsteller Josef u Romana REDHAMMER, Osternach 40 ein (Siehe Beilag A). Über 

Antrag des Vorsitzenden wird per Handzeichen einstimmig beschlossen, dass der DA noch vor 

dem Punkt „Allfälliges“ behandelt wird.  

 

Bürgermeister Reinthaler berichtet dem GR, dass der TOP 4 – Außenstände – zur Information 

des GMR hinsichtlich vertraulicher Sachverhalte gem. § 53 OÖ GO unter Ausschluss der Öffent-

lichkeit am Ende der Sitzung behandelt werden soll. 

Beratung: 

GR Brandstötter meint, da heute keine Zuhörer anwesend sind hätten wir kein Problem. Bürger-

meister Reinthaler erwidert, dass wir den Punkt trotzdem in einer geheimen Sitzung durchführen. 

GR Schnallinger mutmaßt, dass die Verständigung nicht rechtens sei, da die Verständigung für 

die Sitzung als geheim erfolgen hätte sollen. GR Schnallinger meint in der Vergangenheit erfolg-

ten die Verständigungen anders, worauf die Gemeinde von BH Prüfer Berger hingewiesen wur-

de, dass dies falsch sei. GR Bachmayer Silvia betont, dass die Verständigungen in früheren Jah-

ren falsch waren. Bürgermeister Reinthaler argumentiert, dass der Ausschluss der Öffentlichkeit 

vor Beginn der Sitzung korrekt ist. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handzeichen mit 18 JA-Stimmen und 1 Nein 

Stimme (GR Schnallinger) beschlossen, dass der Punkt Außenstände unter Ausschluss der Öf-

fentlichkeit am Ende der Sitzung in geheimer Form erfolgt. 

 

Bürgermeister Reinthaler informiert den GR, dass der Punkt 6 Prüfungsbericht des Prüfungsaus-

schusses, sich in zwei Punkte untergliedert: 

6a) Bericht über die Sitzung vom 2.2.2015 und  

6b) Bericht über die Sitzung vom 10.3.2015 
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1. Finanzierungsbestätigung Rotes Kreuz Bezirksstelle Ried 

Der Vorsitzende informiert den Gemeinderat, dass mit dem Schreiben vom 27.1.2015 der Ge-

meinde Ort der Antrag auf Gewährung einer Bedarfszuweisung für den ZU- und Umbau der Rot-

Kreuz-Bezirksstelle Ried im Innkreis übermittelt worden ist. Diese Finanzierungsdarstellung ist 

vom Gemeinderat zu beschließen. Der BZ-Antrag wird von der Stadtgemeinde Ried stellvertre-

tenden für alle 36 Gemeinden des Rieder Bezirks gestellt.  

 
Bezeichnung der  

Finanzierungsmittel 

2015 2016 2017 2018 2019 Gesamt in 

Euro 

BZ-Mittel  

(Ort im Innkreis) 

 4.403 4.403 4.403 4.403 17.612 

Bezirkssumme in Euro 833.687 1.044.415 421.376 421.375 210.687 2.931.540 

 

Beratung: 

Der Bürgermeister berichtet, dass die fehlenden 4 Gemeinden hinzugefügt wurden und dass sich der Bei-

trag der Gemeinde um ca. € 1.600,- verringert hat. Bürgermeister Reinthaler verweist auf eine Statistik 

von 1994 bis 2015 wo die Aufwendungen stark gestiegen sind. GR Brandstötter spricht das hohe Kosten-

volumen an, sieht  aber von Seiten der Gemeinde Ort keinen Grund der Ablehnung. Der Vorsitzende 

betont, dass die Bezirksstelle Ried, die Zentrale für das ganze Innviertel ist. 

 

Beschluss:  

Über Antrag des Bürgermeisters, wird sodann dem vorliegenden Finanzierungsplan zur Errichtung bzw. 

Ausbaus der Rotkreuz-Bezirksstelle Ried/Innkreis, mit den dargestellten Anteilsbeträgen der Gemeinde 

Ort/Innkreis, per Handzeichen einstimmig die Zustimmung erteilt.  

 

 

 

 

 

 

2. Prüfungsbericht BH, VA 2015 

Der Bürgermeister berichtet, dass mit Schreiben vom 26.2.2015 der BH Ried der Prüfbericht 

Voranschlag 2015 dem Gemeinderat bei der nächsten GR-Sitzung zur Kenntnis zu bringen ist. 

Der Prüfungsbericht sieht wie folgt aus und wird den Gemeinderäten mittels Beamer Präsentati-

on zur Kenntnis gebracht.  
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Beratung: 

Der Vorsitzende erkundigt sich bei GR Hölzl Günter über die Höhe des Gastschulbeitrages an 

die Marktgemeinde St. Martin. GR Hölzl berichtet über Investitionen in eine neue EDV-Anlage 

und in das Schulgebäude. Mehr als die Hälfte aller Schüler der NMS St. Martin, sind Gastschüler 

aus den Nachbargemeinden, fügt GR Hölzl hinzu. Bürgermeister Reinthaler weist auf den hohen 

Abgang im Kindergartenbereich hin. GR Brandstötter berichtet, dass ohne Personalkostenzu-

schüsse von Land OÖ, der Abgang noch viel größer wäre.  

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann der soeben dargestellte Prüfbericht der BH zum Vor-

anschlag 2015, per Handzeichen einstimmig zur Kenntnis genommen.  

 

 

3. Dienstpostenplanänderung KG 

Für die beiden Kindergartenhelferinnen Brunninger und Rachbauer (derzeit in VB I e) könnten  

laut Mitteilung der Direktion Inneres und Kommunales bei entsprechender Ausbildung bzw. 

nach 5-jähriger Tätigkeit die Einstufung in die Entlohnungsgruppe VB I d erfolgen. Dies trifft in 

beiden Fällen schon lange zu. (Ihre Tätigkeit im KG setzt sich zu gewissen Anteilen aus Raum-
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pflege, Busbegleiterin und KG-Helferin zusammen, wobei eben die Tätigkeit als KG Helferin die 

höhere Qualifikation ermöglicht). 

Der GV hat sich in seiner Sitzung vom 16.3.2015 einstimmig für die Einstufung beider Bediens-

teten von der Entlohnungsgruppe e auf d ausgesprochen. 

Vom Gemeinderat ist nun die entsprechende Anpassung des Dienstpostenplanes von VB I e auf 

VB I d (bezogen auf die beiden KG-Helferinnen Brunninger und Rachbauer) zu beschließen. 

 

Beratung: 

GV Brandstötter begrüßt  dieser Anpassung, wenn eine höherwertige Arbeit geleistet wird. Der 

Vorsitzende betont, dass diese Erhöhung auf die Personen gebunden ist. GR Wiesner erkundigt 

sich, ob diese Änderung, eine Änderung der Dienstverträge nach sich zieht. Der Bürgermeister 

entgegnet, dass diese Änderung vergleichbar einer Vorrückung sei. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden, wird die Dienstpostenplanänderung von VB I e auf  I d, ad perso-

nam, Christine Rachbauer und Andrea Brunninger mittels Handzeichen einstimmig beschlossen. 

 

 

 

4. Vereinbarung Grundabtretung Weilhartner 

Der Vorsitzende berichtet, dass für den Bau/die Verlegung der neuen Straße beim Amtsgebäude 

vorbehaltlich der Zustimmung des Gemeinderates folgende Vereinbarung unterfertigt wurde. 

Diese Vereinbarung kann auch trotz der im Zuge der Bauverhandlung vom 10.3.2015 von mehre-

ren Parteien erhobenen Einwänden gegen diese neue Straße beschlossen werden. Sollte diese 

Straße auf der Parzelle 138/8 aus Gründen der stattgegebenen Einwände oder sonstigen Gründen 

nicht errichtet werden, ist diese Vereinbarung null und nichtig.  

Die Vereinbarung und der Vermessungsplan werden dem Gemeinderat mittels Beamer zur 

Kenntnis gebracht. 
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Beratung: 

Bürgermeister Reinthaler verliest die Vereinbarung mit Frau Weilhartner. GR Schnallinger ist 

der Meinung, dass eine Vereinbarung erst dann geschlossen werden sollte, wenn ein offizieller 

Baubescheid erlassen ist bzw. das Bauvorhaben spruchreif wird. Durch diese Vereinbarung ent-

stehen keine Kosten, solange die Straße nicht gebaut wird, entgegnet der Bürgermeister. GR 

Brandstötter meint, für die Betonmauer entstehen der Gemeinde Kosten. In der vorletzten Ge-

meinderatssitzung haben 3 Gegenstimmen die Errichtung der Straße abgelehnt und auch diese 

Vereinbarung wird abgelehnt, meint GR Brandstötter. GR Badergruber betont, dass derartige 

Vereinbarungen üblich sind.  
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Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handzeichen, die Vereinbarung zwischen den 

Parteien Gemeinde Ort/Innkreis und Frau Marianne Weilhartner betreffend allfälliger Errichtung 

der neuen Siedlungsstraße und damit verbundener Maßnahmen am Grundstück von Frau Weil-

hartner, mit 16 Ja-Stimmen und 3 Nein-Stimmen (GR Brandstötter, Schnallinger u. Zeilberger) 

beschlossen.  

 

 

5. Auflassung einer Straße (Loher) 

Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, in der GR-Sitzung vom 16.12.2013 wurde be-

reits der Grundsatzbeschluss gefasst, dass ein Teilbereich der Straße zwischen den Parzellen 

534/21 und 721/3 in Bischelsdorf an die Ehegatten Loher abgetreten wird. In diesem Zuge ist 

daher die Parzelle 1542/5 mit 131 m², als öffentliche Straße aufzulassen. Im Zuge des Auflage-

verfahrens wurden keine Einwände erhoben und es soll somit nachstehende Verordnung vom GR 

beschlossen werden. 

Laut Rücksprache mit DI Wagneder genügt in diesem Fall von Auflassung öffentlichen Gutes für 

die Verbücherung ein Antrag gem. § 15 Liegenschaftsgesetz und eine formlose Vereinbarung 

über den Verkauf. Dies soll im Zuge dieses TOP beschlossen werden. Der Kaufpreis wurde vom 

GMR mit € 20,-/m2 bereits früher festgelegt. Die Kosten der Verbücherung sind vom Käufer zu 

tragen.  

Die Plandarstellung, die Verordnung und die Kaufvereinbarung werden dem GMR mittels Bea-

mer zur Kenntnis gebracht. 
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V E R O R D N U N G 

über die Auflassung einer öffentlichen Straße 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ort im Innkreis hat am 26. März 2015 gemäß § 11 

Abs. 3 OÖ. Straßengesetz 1991 idgF in Verbindung mit den §§ 40 Abs. 2 Z. 4 und 

43  der OÖ. GemO 1990 beschlossen: 

§ 1 

Die Gemeindestraße Parzelle 1542/5 wird als öffentliche Straße aufgelassen, weil 

sie wegen mangelnder Verkehrsbedeutung für den Gemeingebrauch entbehrlich 

geworden ist. 

 

§ 2 
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Die genaue Lage der aufgelassenen Straße ist aus dem Lageplan des DI Josef 

Wagneder vom 12.12.2014 GZ 8394/14 im Maßstab 1:500 ersichtlich, der beim 

Gemeindeamt während der Amtsstunden von jedermann eingesehen werden kann 

und auch vor Erlassung dieser Verordnung durch vier Wochen im Gemeindeamt 

zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist. 

§ 3 

Diese Verordnung wird gemäß § 94 (1) 1 O.ö. Gemeindeordnung 1990, LGBl 

91/1990, durch zwei Wochen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der 

Kundmachungsfrist folgenden Tag rechtswirksam. 

                                                                                                 Der Bürgermeister: 
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Beratung: 

GR Hölzl Günter erklärt, dass es hierbei um ein Stück der ehem. Bischelsdorfer Straße handelt. 

In diesem Zuge erkundigt sich GR Hölzl, ob der angrenzende Rest des öffentlichen Gutes auch 

bereits abgetreten wurde. Das angrenzende Grundstück ist im Besitz der Pfarre Ort, berichtet GR 

Wagner. Der Vorsitzende erklärt, dass laut Geometer Wagneder kein Kaufvertrag nötig sei und 

es genügt eine Vereinbarung die von den Ehegatten Loher bereits unterschrieben wurden. Bür-

germeister Reinthaler verliest die Verordnung der öffentlichen Straße und die Vereinbarung vom 

26.3.2015. GR Brandstötter sieht in der Auflassung kein Problem, da es die parallel verlaufende 

Begleitstraße zur A8 gibt und eine Aufschließung über diese möglich ist.  

 

Beschluss: Kaufvereinbarung 

Über Antrag des Vorsitzenden wird per Handzeichen der Verkauf der Parzelle 1542/5, öffentli-

ches Gut im Ausmaß von 131 m² laut vorliegender Vereinbarung an Herrn und Frau Loher ein-

stimmig beschlossen.  

 

 

Beschluss: Verordnung 

Über Antrag des Vorsitzenden, wird sodann die Verordnung betreffend die Auflassung öffentli-

ches Gut im Bereich der Parzelle 1542/5 per Handzeichen einstimmig beschlossen.  

 

6.  Prüfbericht Prüfungsausschuss  

a. Prüfungsbericht über PA-Sitzung 2.2.2015 

Der Prüfungsbericht über die PA-Sitzung vom 2.2.2015 wird dem Gemeinderat mittels Power-

Point Präsentation zur Kenntnis gebracht. 
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Beratung: 

Obmann Brandstötter verliest den Prüfungsbericht und erklärt, dass in der öffentlichen GR-

Sitzung keine Namen genannt werden dürfen. 

GR Hölzl erkundigt sich über die Anzahl der Handys im Bauhof. Bürgermeister Reinthaler er-

klärt, dass 2 Stück angemeldet sind mit einem Durchschnittswert von ca. € 25,- im Monat. Ob-

mann Brandstötter meint, dass alle paar Jahre solche Überprüfungen durchgeführt werden sollten 

um sich einen Überblickt zu verschaffen, ob alles in Ordnung ist.  

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird per Handzeichen, der Prüfbericht des Prüfungsausschusses 

vom 2.2.2015 einstimmig zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

b. Prüfungsbericht über PA-Sitzung 10.3.2015 

Der Prüfungsbericht über die PA-Sitzung vom 10.3.2015 betreffend den Rechnungsabschluss 

2014, wird dem Gemeinderat mittels Power-Point Präsentation zur Kenntnis gebracht. 
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Beratung: 

Obmann Brandstötter betont, dass die Überprüfung des RA 2014 ein Pflichtbericht ist und es 

wurde mit Bgm. Reinthaler vereinbart die Liste der Abweichungen zum Voranschlag, dem GR 

mittels PowerPoint Präsentation zur Kenntnis zu bringen, damit der GR sieht womit sich der PA 

befasst hat. Obmann Brandstötter informiert den Gemeinderat, dass bei der PA-Sitzung am 

10.3.15 keine Vertreter der FPÖ Fraktion anwesend waren. Der Rechnungsabschluss ist sehr spät 

von der Gemdat gekommen und dieser muss mindestens 14 Tagen nach der PA-Sitzung auflie-
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gen. Eine Verschiebung des anberaumten Termins für die PA wurde mit allen Beteiligten be-

sprochen, aber es hätte zur Folge gehabt, dass die GR-Sitzung verschoben hätte werden müssen. 

Obmann Brandstötter verliest den Prüfungsbericht RA 2014. 

Bürgermeister Reinthaler erklärt, dass es mit keinem Verein einen Pachtvertrag gibt. Obmann 

Brandstötter ergänzt zum HWS-Projekt, dass die Gemeinde noch immer keinen Bescheid von 

Mag. Greiner erhalten hat. Bürgermeister Reinthaler ergänzt, dass das HWS-Projekt im Baupro-

gramm 2016 vorgemerkt ist.  

Zur Kamerabefahrung berichtet Bürgermeister Reinthaler, dass der Handlungsbedarf nur den 

ältesten Kanalbestand betrifft. Obmann Brandstötter findet, es sollte sich der Bauausschuss mit 

dem Ergebnis der Kamerabefahrung befassen. GR Deschberger meint, es folgt noch der 2. Teil 

der Befahrung und danach sollte es sich der Bauausschuss ansehen.  

Obmann Brandstötter meint, zusammenfassend sei die Kamerale Buchhaltung von Bund u. Län-

dern zu hinterfragen, ob diese noch zeitgemäß sei. 

Bürgermeister Reinthaler spricht die fehlenden Pachtverträge an und meint es liegen Pachtverträ-

ge von anderen Sportvereinen vor, aber es fehlt die Zeit zur genaueren Begutachtung. Es werden 

auch von Finanzamt solche Verträge gefordert. 

Zum Böschungsmulchen meint der Bürgermeister, dass die Stundensätze vom Maschinenring 

sehr hoch sind und die Fa. Reisegger aus Ort kommt, deshalb wurde der Versuch gestartet. Da 

die Arbeit nicht sauber war bzw. nicht in der Zeit vom Maschinenring möglich ist, wird es wahr-

scheinlich wieder der Maschinenring machen. Wenn die Gemeinde € 20.000,- zur Verfügung 

hätte dann wäre ein Ankauf eine Überlegung wert.  

 

Beschluss:  

Über Antrag des Vorsitzenden wird per Handzeichen, der Prüfbericht des Prüfungsausschusses 

vom 10.3.2015 einstimmig zur Kenntnis genommen. 
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7. Rechnungsabschluss 2014  

Der Rechnungsabschluss 2014 liegt vor und ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. Die-

ser ergab im OH bei Einnahmen von € 2.449.183,09 und Ausgaben in der Höhe von 

€ 2.447.647,36 einen Sollüberschuss in der Höhe von € 1.535,73 Euro. Der IST-Abgang beträgt 

€ 126.258,87. Im AOH beträgt der Abgang € 180.481,50 

Der Rechnungsabschluss wird dem Gemeinderat mittels Beamer hinsichtlich der Gegenüberstel-

lungen zur Kenntnis gebracht. 

 

Ordentlicher Haushalt: 

 

 

 

 

 

 



S. 22 

 

Außerordentlicher Haushalt: 

 

 

Beratung: 

Der Bürgermeister spricht an, dass bei der Benteler Straße € 215.259,66 und der Maasbacher 

Straße € 57.832,-, noch das Darlehen aufgenommen werden muss.  

 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handzeichen, der RA 2014 im ordentlichen 

Haushalt einstimmig beschlossen.  

 

Beschluss:  

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann ebenfalls per Handzeichen, der RA 2014 im  außer-

ordentlichen Haushalt einstimmig beschlossen. 
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8.  FLWP-Änderung  Nr.19 - Wagner 

Der Vorsitzende berichtet, dass in der GR-Sitzung vom  25.09.2014 die Einleitung der FLWP-

Änderung Nr. 19 Wagner Gerhard und Christine beschlossen wurde. Im Zuge des Stellungnah-

meverfahrens wurden abgesehen von der Netz OÖ, keine Einwände erhoben. Die Netz OÖ 

GmbH erhebt unter der Bedingung der Einhaltung nachstehender Auflagen keinen Einwand: 

1. Entlang der Leitungsachse ist ein Schutzstreifen im Flächenwidmungsplan einzutragen, welcher als Vorbe-

haltsfläche für die Energieversorgung, und die damit verbundene Wahrung der Versorgungssicherheit dient. 

Die Breite des Schutzstreifens beträgt beiderseits der Leitungsachse mindestens einen Meter, wobei eine 

Bebauung in diesem Schutzstreifen unzulässig ist. 

 

2. Die Leitungsdaten (Kabel und Freileitungen) für Ihre Gemeinde stehen Ihnen für Ihren Raumplaner in der 

Geodaten-Download-Applikation (https://www.kommunalnet.at/ bzw. https://portal.lfrz.at/) zur Verfügung. 

Wir bitten Sie, die Änderung zum alten Flächenwidmungsplan in den neu überarbeiteten Flächenwid-

mungsplan gemäß § 18 Abs. 7 Oö. Raumordnungsgesetz, aufzunehmen. 

 

3. Falls im Zuge einer Bebauung eines Grundstückes eine Abänderung unserer 30-kV-Anlagen (z.B. Verle-

gung), erforderlich ist, wird diese nur auf Kosten des Verursachers (siehe Erlass des Amtes der Oö. Landes-

regierung vom 19.04.1989 zu EnRo-28-1-1989/Ach/Za) realisiert und bedarf einer Bewilligung der Ener-

gierechtsbehörde sowie der Zustimmung aller berührten Grundeigentümer. Wir ersuchen, rechtzeitig das 

Einvernehmen mit der Netz Oberösterreich GmbH herzustellen. 

 

4. Im Bereich neuer Baugebiete kann die Errichtung von Trafostationen inklusive Anschlussleitungen bzw. die 

Verlegung bestehender Mittelspannungsleitungsanlagen notwendig werden. Wir bitten Sie in diesem Fall 

ebenfalls, rechtzeitig das Einvernehmen mit der Netz Oberösterreich GmbH herzustellen. 

 

Die Auflagen wurden Hrn. Wagner Gerhard mitgeteilt. Der Schutzstreifen ist vom Ortsplaner 

Schmitzberger in den Plänen darzustellen.  

 

Herr Wagner teilte am 23.3. der Gemeinde mit, dass die Leitung über das zu widmende Grund-

stück in Richtung Antiesen im Jahr 2013 als Freileitung abgebaut und als Erdleitung verlegt und 

die Löschung bereits durchgeführt wurde. 

Es besteht tatsächlich nur mehr eine 30 KV-Leitung vom Transformator Ort-Mitte zum Pfarrhof 

parallel zur Leitner Gemeinde Straße etwa 5-7 m vom Straßenrand entfernt. 

Es soll vom GR der Endgültige Beschluss eingeholt und sodann der Akt dem Amt der OÖ Lan-

desregierung zur Genehmigung weitergeleitet werden. 

https://portal.lfrz.at/
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Beratung: 

Bürgermeister Reinthaler informiert den GR, dass ursprünglich ein Poolhaus angedacht war bzw. 

soll nun ein Einfamilienhaus auf der Parzelle entstehen. Seit heute liegt der Gemeinde Ort auch 

der Löschungsbeschluss vor. GR Brandstötter erkundigt sich, ob es noch andere Einwendungen 

von Anrainern, gegen diese Umwidmung gibt. Welches Bauwerk gebaut wird ist für die Wid-

mung egal, da dies einer separaten Baubewilligung bedarf, fügt GR Brandstötter hinzu.  

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird per Hand erheben einstimmig, die FLWP-Änderung Wagner 

beschlossen. 

 

 

 

 

 

9. DA FLWP-Änderung Redhammer  

Der Vorsitzende berichtet, dass die Ehegatten REDHAMMER, Osternach 40, mit 14.1.2015 der 

Gemeinde Ort mitgeteilt haben, dass sie die Umwidmung einer ca. 1800 m2 großen Fläche der 

Parzelle 1242/2 im Ortsteil Aigen von Grünland, in Wohngebiet beabsichtigen. Eine entspre-

chende Erstanfrage bei der Abt. Raumordnung wurde nach erfolgtem Lokalaugenschein durch 

den zuständigen Sachbearbeiter als grundsätzlich prüfwürdig eingestuft.  
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Aufgrund dieser Erststellungnahme hat Josef REDHAMMER mit 23.3.2015 den Antrag auf Än-

derung des Flächenwidmungsplans eingebracht.  

 

Seit gestern ist bekannt, dass auch ein 2.Teilgrundstück im Ausmaß von ca. 1.100 m2 im Ein-

fahrtsbereich zur Ortschaft Aigen, auf der gleichen Parzelle umgewidmet werden soll. Diesbe-

züglich wurde noch heute eine Anfrage an DI Werschnig, bei der Abt Raumordnung gestellt, der 

wie oben angeführt die Erstbeurteilung für das andere Grundstück vorgenommen hat.  

Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens soll aufgrund von Kaufinteressenten ehest möglich 

beschlossen werden, was die Dringlichkeit des Antrages begründet. 

 

 
 

Beratung: 

Bürgermeister Reinthaler verweist auf die Karte und meint, diese Karte ist bereits an DI Wersch-

nig ergangen. GR Brandstötter verweist auf den Lückenschluss. Bürgermeister Reinthaler erklärt, 

an der zweiten Parzelle ist Hr. Schneglberger Daniel interessiert, da dieses ein flaches Grund-

stück ist. Bürgermeister Reinthaler betont, dass die Infrastruktur bei beiden Parzellen vorhanden 

ist und auch ringsum Wohngebietswidmung sei. GR Brandstötter verweist auf eventuelle Aufla-

gen die einzuhalten seien.   

 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wir sodann per Handzeichen einstimmig die Einleitung der 

FLWP-Änderung für die Parzelle 1242/2  beschlossen. 
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10. Allfälliges 

 Amtsgebäudeneubau 

Vize Bgm. Bögl berichtet über die Bauverhandlung vom 10.3.2015, gegen das Gebäude gab 

es keine Einsprüche. Eine Einwendung richtete sich gegen das Buswartehaus und 3 Einsprü-

che wurden gegen die Straße – wegen vermehrten Verkehrsaufkommen, eingebracht. Bürger-

meister Reinthaler erläutert, dass bei der Verständigung für das Buswartehaus von einem Ra-

dius von 10 Metern (nicht klar ersichtlich) ausgegangen wurde, aber ein 50 Meter Radius nö-

tig gewesen wäre. Es wurden die betroffenen Parteien nachträglich verständigt und die Frist 

für Einsprüche läuft am 27.3.15 aus. Es wird zu Verzögerung kommen, aber es wurde der 

mehrheitliche Beschluss zum Bau der Straße gefasst und nun heißt es abwarten. GR Brandstö-

tter meint, es sollte über einen alternativen Standort für das Buswartehaus nachgedacht wer-

den. Vize Bgm. Bögl spricht sich für einen alternativen Standort direkt am Dorfplatz bei der 

Bushaltestelle aus, in verkleinerter Form. GR Wiesner weist darauf hin, dass auf einen Rad-

ständer nicht vergessen werden soll. GR Hölzl fordert eine prompte Durchführung des Bau-

vorhabens. Der Vorsitzende erklärt, dass nach Ablauf aller Fristen eine neuerliche GR-Sitzung 

im April bzw. Anfang Mai nötig werde. Die nächsten Instanzen sind der Gemeinderat bzw. 

Landesverwaltungsgerichtshof. GR Brandstötter meint, durch die gemeinsame Bauverhand-

lung, sei dies eine Einheit.  

GR Schnallinger meint zur Bauverhandlung, dass das Problem an den fehlenden Gesprächen 

mit den Anrainern lag. GR Schnallinger fügt hinzu, laut Hinweis des Bausachverständigen 

Ing. Zotscher hätte die Bauverhandlung abgebrochen worden können, um abzuklären ob die 

Straße weggelassen wird oder nicht. 

 

 Bürgermeister Reinthaler berichtet, dass seit letzter Woche je 2 Ukrainer u. Tadschikische 

Asylanten im Pfarrhof wohnen und vom Land OÖ bis dato keine Information an die Gemein-

de erfolgt ist. 

 

 Bürgermeister Reinthaler berichtet dem GR, dass zurzeit ein Maschinenringhelfer Gemeinde-

arbeiter Wagner unterstützt.  

 

 

 GR Wiesner erkundigt sich über die Kettl Gründe im Betriebsbaugebiet. Bürgermeister 

Reinthaler berichtet, dass die Spedition Brantner, das Betriebsbaugebiet erworben habe und 

dort ein Betriebsgebäude mit Schlafmöglichkeiten mit eventuell 2 bis 3 Beschäftigten errich-

ten möchte. 

Im diesen Zusammenhang informiert der Bürgermeister den GR über ein Gespräch mit einem 

Mineralien Großhändler, der Interesse an einem Grundstück im Betriebsbaugebiet gezeigt hat. 

 

 Bürgermeister Reinthaler berichtet, dass die neue Integrationskindergärtnerin mit Anfang 

März ihren Dienst aufgenommen hat. 

 

  

 

11. Fragestunde SPÖ 

 Es erfolgte keine Wortmeldung. 


